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Stellungnahme 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Bauvertragsrechts und 
zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelhaftung 

Der Bundesrat hat in seiner 944. Sitzung am 22. April 2016 beschlossen, zu dem 

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 

nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a (§ 309 Nummer 8 Buchstabe b Doppel-

buchstabe cc BGB) 

In Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a sind in § 309 Nummer 8 Buchstabe b 

Doppelbuchstabe cc nach den Wörtern "nach § 439 Absatz 2 und 3" die Wör-

ter "oder § 635 Absatz 2" einzufügen. 

Begründung: 

§ 309 Nummer 8 Buchstabe b BGB enthält entsprechend seinem Wortlaut 
Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit im Rahmen der Mängelgewährleis-
tung bei Verträgen über Lieferungen neu hergestellter Sachen und über Wer-
kleistungen (d. h. Kaufverträge, Werklieferungsverträge und Werkverträge). 
§ 635 Absatz 2 BGB enthält für das Werkvertragsrecht die Entsprechung zu 
§ 439 Absatz 2 und 3 BGB, wonach die zum Zweck der Nacherfüllung erfor-
derlichen Aufwendungen vom Unternehmer zu tragen sind. § 309 Nummer 8 
Buchstabe b Doppelbuchstabe cc BGB enthält in seiner bisherigen Fassung le-
diglich eine inhaltliche Beschreibung des Klauselverbots, wonach eine Abwei-
chung hinsichtlich der Pflicht des Verwenders zur Tragung dieser Aufwendun-
gen unwirksam ist. Die derzeitige Gesetzentwurfesfassung zählt nunmehr 
§ 439 Absatz 2 und 3 BGB explizit als Normen auf, von denen im Rahmen 
Allgemeiner Geschäftsbedingungen nicht abgewichen werden darf, nimmt aber 
nicht Bezug auf § 635 Absatz 2 BGB. Der Vollständigkeit und Klarheit halber 
ist § 635 Absatz 2 BGB in die Aufzählung des § 309 Nummer 8 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc BGB-E aufzunehmen, da ansonsten der Eindruck vermit-
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telt wird, dass dieses Klauselverbot künftig nur noch bei Kauf- und Werkliefe-
rungsverträgen, aber nicht mehr bei Werkverträgen gilt. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a (§ 309 Nummer 8 Buchstabe b Doppel-

buchstabe cc BGB) 

In das Gesetz ist eine ergänzende gesetzliche Regelung dahingehend aufzu-

nehmen, dass das in § 309 Nummer 8 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc 

BGB-E geregelte Klauselverbot entgegen der Bestimmung in § 310 Absatz 1 

Satz 1 BGB auch Anwendung auf Allgemeine Geschäftsbedingungen findet, 

die gegenüber einem Unternehmer verwendet werden.  

Begründung: 

Der um Ein- und Ausbauleistungen erweiterte Nacherfüllungsanspruch nach 
§ 439 Absatz 3 BGB-E wird zwar gemäß dem neu gefassten § 309 Nummer 8 
Buchstabe b Doppelbuchstabe cc BGB-E einem Klauselverbot unterstellt. Die-
ses findet aber gemäß dem durch den Gesetzentwurf nicht entsprechend ange-
passten § 310 Absatz 1 Satz 1 BGB unter anderem keine Anwendung auf All-
gemeine Geschäftsbedingungen, die gegenüber einem Unternehmer verwendet 
werden. Die Gesetzesbegründung verweist in diesem Zusammenhang auf eine 
nach der Rechtsprechung bestehende Indizwirkung des Klauselverbots dahin-
gehend, dass auch die Verwendung betreffender AGB gegenüber Unterneh-
mern zu einer unangemessenen Benachteiligung führt.  

Eine bloße Indizwirkung verschafft den Unternehmen in der Praxis aber gerade 
nicht die nötige Rechtssicherheit. Im Konfliktfall könnte eine Klärung der 
Rechtslage letztlich doch nur in einem Rechtsstreit unter Berücksichtigung der 
jeweiligen individuellen Umstände des Einzelfalls herbeigeführt werden. Diese 
Auswirkung der Neuregelung kann durch eine auch gegenüber Unternehmern 
"AGB-feste" Ausgestaltung des Anspruchs nach § 439 Absatz 3 BGB-E ver-
mieden werden. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe c (§ 309 Nummer 15 Buchstabe a BGB) 

In Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe c ist in § 309 Nummer 15 Buchstabe a das 

Wort "wesentlich" zu streichen. 
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Begründung: 

Durch die Einführung des § 309 Nummer 15 BGB-E sollen insbesondere die 
Vorschriften über Abschlagszahlungen bei Verbraucherbauverträgen AGB-fest 
ausgestaltet werden. Dieses Anliegen erscheint grundsätzlich geeignet und er-
forderlich, um Übervorteilungen des strukturell unterlegenen Verbrauchers 
durch überhöhte Abschlagszahlungen zu vermeiden.  

Um dieses Ziel effektiv zu erreichen, sollten die Vorgaben der § 632a Absatz 1 
und § 650l Absatz 1 BGB, die eine maximale Höhe der Abschlagszahlungen 
von 90 Prozent der Gesamtvergütung zulassen, allerdings eine absolute Grenze 
bilden. Die Möglichkeit, hiervon durch AGB abzuweichen, sollte insoweit ge-
nerell ausgeschlossen und nicht auf wesentliche Abweichungen beschränkt 
werden, da anderenfalls zu befürchten ist, dass sich die gerade noch zulässigen 
Abweichungen zu Gunsten des Bauunternehmers zum geschäftsmäßigen Stan-
dard in Verbraucherbauverträgen entwickeln. Gerade mit Blick auf die verhält-
nismäßig hohen Kosten eines Bauvorhabens können auch geringfügige Abwei-
chungen von §§ 632a, 650l BGB zu spürbar höheren Abschlagszahlungen füh-
ren. Zudem wäre durch die Streichung des Kriteriums "wesentlich" eine grö-
ßere Rechtssicherheit gegeben, da auf einen unbestimmten Rechtsbegriff ver-
zichtet würde. 

Darüber hinaus handelt es sich bei § 309 BGB um Klauselverbote ohne Wer-
tungsmöglichkeit, sodass unbestimmte Rechtsbegriffe wie das hier vorgese-
hene Wesentlichkeitskriterium grundsätzlich vermieden werden sollten. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a (§ 439 Absatz 3 Satz 1 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob das 

in § 439 Absatz 3 Satz 1 vorgesehene Wahlrecht des Verkäufers hinsichtlich 

der Selbstvornahme oder des Aufwendungsersatzes durch eine alternative ge-

setzliche Regelung ersetzt werden kann. 

Begründung: 

Steht dem Käufer ein Gewährleistungsanspruch nach § 439 Absatz 3 BGB-E 
zu, soll der Verkäufer nach dem Gesetzentwurf entscheiden, ob er den Aus-
und Einbau selbst vornimmt oder die hierfür erforderlichen Kosten ersetzt. 

Für das Wahlrecht des Verkäufers führt die Gesetzesbegründung eine wirt-
schaftliche Betrachtung an. Hiernach soll das Wahlrecht dem Verkäufer einen 
wirtschaftlichen Vorteil bieten, "wenn er sach- und fachgerechte Aus- und Ein-
bauleistungen günstiger selbst durchführen oder beauftragen kann, als dies dem 
Käufer möglich ist". Diese wirtschaftliche Betrachtung greift zu kurz. So wer-
den zunächst die verschiedenen rechtlichen und vertraglichen Beziehungen bei 
Aus- und Einbau-Fällen außer Betracht gelassen. 
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Der Verkäufer schließt mit dem Käufer (z. B. einem Handwerker) einen Kauf-
vertrag. Die Kaufsachen (z. B. Wärmedämmplatten) werden vom Handwerker 
entsprechend dem mit einem Verbraucher geschlossenen Werkvertrag im Haus 
des Verbrauchers eingebaut. Verbraucher und Händler stehen in keiner rechtli-
chen Beziehung zueinander. Stellt sich im Nachgang zum Einbau der Wärme-
dämmplatte ihre Mangelhaftigkeit heraus, hat der Verbraucher einen Anspruch 
auf Nacherfüllung gegen den Handwerker. Wählt nun der Händler die Selbst-
vornahme, müsste der Händler oder eine von ihm beauftragte Person das 
Dämmmaterial beim Verbraucher ausbauen und neues Material einbauen. Dies 
setzt allerdings faktisch wie rechtlich voraus, dass der Verbraucher die Nacher-
füllung durch eine andere Person als seinen Vertragspartner duldet. Dies ist bei 
einer realistischen Betrachtung der Praxis überaus unwahrscheinlich. 

Bei den Überlegungen ist es zielführend, sich an die Gesetzessystematik des 
§ 478 BGB anzulehnen. In der Norm hat der Gesetzgeber einen vollkommen 
identischen Sachverhalt rechtlich geregelt. Gesetzessystematisch wäre es kon-
sequent, eine vergleichbare Regelung in § 439 Absatz 3 Satz 1 BGB aufzu-
nehmen. 

Vor diesem Hintergrund sollte eine Neufassung des Wahlrechts geprüft wer-
den, die dem Kontrahierungsrecht des Verbrauchers hinreichend Rechnung 
trägt. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a (§ 439 Absatz 3 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie ge-

währleistet werden kann, dass die Pflicht des Verkäufers aus § 439 Absatz 3 

BGB auch auf die Fälle Anwendung findet, in denen die mangelhafte Sache 

ihrer Natur nach nicht im Sinne des Wortlauts "ausgebaut" oder "eingebaut" 

wird. 

Begründung: 

§ 439 Absatz 3 BGB-E erfasst die Fälle, in denen ein Einbau oder Ausbau ei-
ner Sache vorgenommen wird und nimmt dabei ersichtlich körperliche Gegen-
stände in den Blick, wie sie üblicherweise im Rahmen von Werkleistungen 
verbaut werden. Sachgerecht erscheint eine Anwendung allerdings auf alle 
Kaufsachen, die der Käufer in irgendeiner Form mit anderen Sachen verbindet 
oder installiert. Begrifflich sollte daher darauf geachtet werden, dass von den 
Pflichten des § 439 Absatz 3 BGB-E - entsprechend der gesetzessystemati-
schen Position der Vorschrift in den allgemeinen Vorschriften über den Kauf - 
sämtliche Sachen im kaufrechtlichen Sinn erfasst werden, auf die der Käufer 
Verwendungen macht, welche im Falle einer Nachbesserung oder Nachliefe-
rung erneut vorgenommen werden müssten. Der Begriff des Ein- und Ausbaus 
könnte für Kaufsachen zu eng gefasst sein, die nicht dem Wortsinn gemäß aus-
und eingebaut werden. Mangelbehaftete Flüssigkeiten (etwa Brennstoffe wie 
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Öl) müssten z. B. abgepumpt und neu eingefüllt, schadhafte Lacke müssten ab-
geschliffen und erneut aufgetragen werden. Auch die Anwendbarkeit auf im-
materielle Güter wie Software über § 453 BGB sollte erfasst werden. So kann 
etwa im Fall schadhafter Softwarelösungen eine aufwändige De- oder Rein-
stallation oder eine Neukonfiguration des Systems erforderlich werden, was 
den Begriff des Ein- und Ausbauens auch in entsprechender Anwendung über-
spannen dürfte. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 445a BGB), 

Nummer 10 (§ 475 Absatz 4 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 

Regressmöglichkeiten des Handwerkers weiter verbessert werden sollten, in-

dem die Regelung des § 475 Absatz 4 BGB-E, die das Leistungsverweige-

rungsrecht des Verkäufers oder des Lieferanten für Fälle der Unverhältnismä-

ßigkeit der Nacherfüllung ausschließt, auf alle Kaufverträge - also auch zwi-

schen Unternehmern - erstreckt wird. Alternativ sollte erwogen werden, in 

§ 445a BGB-E eine Regressmöglichkeit für Aufwendungen zu schaffen, die 

der Käufer auf Grund einer gegenüber einem Verbraucher bestehenden werk-

vertraglichen Verpflichtung zum Ausbau der mangelhaften Sache und zum 

Einbau einer mangelfreien Sache zu tragen hat. 

Begründung: 

Ziel der Neuregelung ist unter anderem die Beseitigung der so genannten "Re-
gressfalle" für Handwerker. Ist bei einem Kaufvertrag der Käufer ein Hand-
werker, der sich im Rahmen der Erfüllung eines Werkvertrags Ansprüchen ei-
nes Verbrauchers wegen mangelhafter Baumaterialien ausgesetzt sieht, soll er 
grundsätzlich die Möglichkeit haben, bei seinem Lieferanten in Regress zu 
gehen. 

Allerdings besteht hierbei noch eine Schutzlücke. § 475 Absatz 4 BGB-E, der 
vorsieht, dass der Unternehmer die einzig mögliche Art der Nacherfüllung we-
gen Unverhältnismäßigkeit der Ein- und Ausbaukosten nicht verweigern kann, 
gilt nur im Rahmen eines Verbrauchervertrags. Für Unternehmerverträge greift 
die Regelung nicht, sodass der Handwerker in der oben genannten Konstella-
tion seine Nacherfüllungsansprüche wegen Unverhältnismäßigkeit des Auf-
wands verlieren kann. 

Die für das Handwerk bestehende Regressfalle würde insoweit teilweise fort-
bestehen, sodass zu befürchten ist, dass der Verbraucher in diesen Fällen seine 
werkvertraglichen Ansprüche gegen den Handwerker seinerseits nur unter er-
schwerten Bedingungen durchsetzen können wird. Vor diesem Hintergrund 
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sollte die in § 475 Absatz 4 BGB-E vorgesehene Regelung inhaltlich auf alle 
Kaufverträge - also auch zwischen Unternehmern - erstreckt werden. 

Dies gilt umso mehr, da gerade die Aus- und Einbaukosten mangelhafter Bau-
materialien häufig überproportional hoch sein können und daher die Frage der 
Unverhältnismäßigkeit hier eine besonders große Relevanz hat. Besonders ho-
he bzw. unverhältnismäßige Kosten können etwa entstehen, wenn gering-
wertige, schwer erreichbare Kleinteile auszutauschen sind (vgl. auch die Be-
gründung des Gesetzentwurfes zu § 439 Absatz 3 Satz 1 BGB). 

Das Ziel der Vermeidung einer Regressfalle könnte auch durch eine Erweite-
rung der Regressvorschrift des § 445a BGB-E erreicht werden. Der Unterneh-
mer könnte dann die durch den Aus- und Einbau bedingten Aufwendungen, die 
er im Rahmen der werkvertraglichen Nacherfüllung gegenüber dem Verbrau-
cher als Besteller zu tragen hätte, von seinem Lieferanten ersetzt verlangen. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe a (§ 632a Absatz 1 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Ergänzung des 

§ 632a Absatz 1 BGB-E um eine dem Rechtsgedanken des § 650f BGB-E ent-

sprechende Regelung zu prüfen.  

Begründung: 

Nach § 632a Absatz 1 BGB-E kann der Besteller letztlich allein mit der Be-
hauptung, die erbrachten Leistungen seien nicht vertragsgemäß, die Zahlung 
eines angemessenen Teils des Abschlags verweigern. Da den Unternehmer 
gemäß § 632a Absatz 1 Satz 3 BGB-E die Beweislast für die vertragsgemäße 
Leistung trifft, bliebe ihm im Konfliktfall letztlich nur der Klageweg, um sei-
nen Anspruch auf Abschlagszahlungen des Bestellers gegebenenfalls durchzu-
setzen. Um zu verhindern, dass der Besteller ohne weiteren substantiierten 
Vortrag die Abschlagszahlung verweigern oder reduzieren kann, bietet sich ein 
Rückgriff auf den in § 650f Absatz 1 BGB-E enthaltenen Rechtsgedanken an, 
wonach der Besteller zumindest verpflichtet sein soll, gemeinsam mit dem Un-
ternehmer eine Zustandsfeststellung durchzuführen. Dies würde beiden Partei-
en auch eine Möglichkeit bieten, anlässlich der gemeinsamen Zustandsfeststel-
lung noch zu einer einvernehmlichen Lösung zu gelangen und damit unnötige 
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden. 
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8. Zu Artikel 1 Nummer 22 (§ 648a Absatz 5 Satz 2 - neu - BGB) 

In Artikel 1 Nummer 22 ist dem § 648a Absatz 5 folgender Satz anzufügen: 

"Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht des Unternehmers 

aus dem Vertrag, kann eine Vergütung nicht verlangt werden, soweit der Be-

steller an der Teilleistung kein Interesse hat." 

Begründung: 

Nach § 648a Absatz 4 BGB-E kann der Unternehmer im Fall einer außeror-
dentlichen Kündigung die auf den bis dahin erbrachten Teil der Werkleistung 
entfallende Vergütung verlangen. Zwar erscheint diese Regelung dem Grunde 
nach interessengerecht; jedoch wird dabei der Möglichkeit, dass der Besteller 
an dem erbrachten Teilwerk kein Interesse hat, nicht Rechnung getragen. Dies-
bezüglich ist auch die Wertung des § 266 BGB zu beachten, wonach der 
Schuldner zu Teilleistungen grundsätzlich nicht berechtigt ist. Gerade ein nur 
teilweise fertiggestelltes Werk ist für den Besteller regelmäßig nur dann von 
Nutzen, wenn es zumindest auch in Teilen funktionstüchtig oder aber die Fer-
tigstellung durch einen anderen Werkunternehmer unter zumutbaren Umstän-
den möglich ist. Vorstellbar sind daneben aber auch Fälle, in denen das Teil-
werk keinerlei selbständigen Wert oder Nutzen aufweist oder sogar hinderlich 
ist und wieder beseitigt werden muss (z. B. Aushebung einer auf ein bestimm-
tes - infolge der Kündigung nicht fertig gestelltes - Bauwerk ausgerichteten 
Baugrube). Insbesondere wenn der Grund zur außerordentlichen Kündigung 
des Werkvertrags in einem Verhalten des Unternehmers liegt, kann es daher 
unbillig sein, den Besteller auch für diese Fälle uneingeschränkt zur Entrich-
tung einer Teilvergütung zu verpflichten. Daher sollte dem Besteller die Mög-
lichkeit eröffnet werden, sich ganz oder teilweise von seiner Leistungspflicht 
zu befreien, falls beziehungsweise soweit er an der erbrachten Teilleistung kein 
Interesse hat. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 22 (§ 648a Absatz 5 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die in 

§ 648a Absatz 5 BGB-E vorgesehene Vergütungsregelung durch den in § 649 

Satz 3 BGB zum Ausdruck kommenden Rechtsgedanken ergänzt werden 

sollte. 
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Begründung: 

Die in § 648a Absatz 5 BGB-E vorgesehene Vergütungsregelung erscheint ins-
besondere für die Fälle ergänzungsbedürftig, in denen der Besteller den wichti-
gen Grund für eine Kündigung seitens des Unternehmers zu vertreten hat, der 
Kündigungsgrund also aus der Sphäre des Bestellers kommt. Eine derartige Si-
tuation ist aus Sicht des Unternehmers dem in § 648 BGB-E (bisher § 649 
BGB) geregelten Sachverhalt des freien Kündigungsrechts des Bestellers ver-
gleichbar. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650a Absatz 2 BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob der 

Anwendungsbereich des § 650a Absatz 2 BGB-E entsprechend der gesetz-

geberischen Zielsetzung anzupassen ist.

Begründung: 

Es sollte klargestellt werden, dass nicht jede Wartungsarbeit oder kleinere Re-
paraturarbeit unter den Begriff des Bauvertrags mit seinen speziellen rechtli-
chen Konsequenzen fällt. Der in der Gesetzesbegründung zu § 650a Absatz 2 
BGB-E dazu enthaltene beispielhafte Hinweis auf "Verträge zur Inspektion von 
Brücken oder zur Pflege und Wartung von tragenden oder sonst für den Be-
stand eines Bauwerks wichtigen Teilen" erscheint für eine rechtssichere Ab-
grenzung in der Praxis gerade für kleinere und mittlere Handwerksbetriebe 
nicht ausreichend. Einen möglichen Ansatzpunkt könnte die Überlegung bie-
ten, in Absatz 2 den Begriff "Instandhaltung" durch den Begriff "Instandset-
zung" zu ersetzen, der einen klaren Bezug zur Substanzerhaltung aufweist.

11. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 sind in § 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 die Wörter 

"die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs notwendig ist" durch die 

Wörter "die der Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs dienen" zu ersetzen. 

Begründung: 

Nach § 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E kann der Besteller - unter den 
zusätzlichen Voraussetzungen des Absatzes 2 - Leistungen des Unternehmers 
anordnen, die zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolgs notwendig sind. 
Die Verwendung des Begriffs "notwendig" lässt den Schluss zu, dass es sich 
um Leistungen handeln muss, ohne deren Vornahme der Werkerfolg nicht er-
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reicht werden kann und die mithin zwingend erforderlich sind. Ein auf diese 
Fälle beschränktes Anordnungsrecht dürfte aber weitgehend ins Leere laufen, 
da der Unternehmer schon nach den allgemeinen Vorschriften verpflichtet ist, 
das Werk herzustellen, sodass es für die Pflicht der Vornahme der hierfür not-
wendigen Leistungen keines Anordnungsrechts bedarf. Der Begriff kann daher 
in Anlehnung an die Auslegung des § 1 VOB/B (vgl. z. B. Kapellmann/ Mes-
serschmidt, VOB, Teil A/B, 5. Auflage 2015, Rn. 106 ff.) nicht als zwingende 
Notwendigkeit im engeren Sinn verstanden werden, was durch eine entspre-
chende Formulierung der Vorschrift zum Ausdruck gebracht werden sollte. Ei-
ne Erstreckung des § 650b BGB auf Änderungen, die dem Werkerfolg dienen, 
schafft ausreichend Handlungsspielraum für den Besteller und ist zudem weni-
ger streitanfällig, da die Dienlichkeit einer Vertragsänderung für den Werker-
folg leichter belegbar sein dürfte als ihre Notwendigkeit. Da der Unternehmer 
zudem berechtigt ist, für die Änderungen angemessene Zuschläge zu verlangen 
(§ 650c BGB-E), führt die vorgeschlagene Änderung auch nicht zu wirtschaft-
lichen Nachteilen. 

12. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 1 Satz 5 -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist dem § 650b Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

"Begehrt der Besteller eine Änderung nach Satz 1 Nummer 2 und umfasst die 

Leistungspflicht des Unternehmers auch die Planung des Bauwerks oder der 

Außenanlage, streben die Vertragsparteien nur Einvernehmen über die Ände-

rung an; Satz 2 findet in diesem Fall keine Anwendung." 

Begründung: 

Gemäß § 650b Absatz 1 Satz 1 bis 3 BGB-E soll der Unternehmer Gelegenheit 
haben, vor einer vom Besteller begehrten Änderung seines Leistungsumfangs 
seine daraus folgenden Mehrkosten in Form eines Nachtragsangebotes geltend 
zu machen, worüber die Parteien zu verhandeln haben. Obliegt dem Unterneh-
mer jedoch nicht nur die Ausführung der vom Besteller erstellten Planung, 
sondern auch die Erstellung der Planung selbst, so ist er zu einer mangelfreien 
Planung verpflichtet. In dem Fall, in dem der Besteller einen Mangel der Pla-
nung aufdeckt und den Unternehmer auffordert, zum Zweck der Erreichung ei-
nes mangelfreien Werkerfolgs (Absatz 1 Satz 1 Nummer 2) seine Planung und 
Ausführung zu ändern, kann dem Unternehmer daraus kein Mehrvergütungs-
anspruch erwachsen, da die Planung und Ausführung eines mangelfreien 
Werks ohnehin bereits Gegenstand seiner vertraglichen Leistungspflichten ist. 
Das von den Parteien anzustrebende Einvernehmen kann sich dann nur auf die 
Änderung an sich beziehen. Da der Unternehmer keinen Mehrvergütungsan-
spruch hat, stünde es im Widerspruch zu seiner Rechtsstellung, wenn das Ge-
setz ihn verpflichten würde, ein Angebot über die Mehrvergütung zu erstellen. 
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Der zweite Halbsatz des vorgeschlagenen Satzes 5 bestimmt daher, dass § 650b 
Absatz 1 Satz 2 BGB-E keine Anwendung findet.

13. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 2 Satz 1a - neu - BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist in § 650b Absatz 2 nach Satz 1 folgender Satz ein-

zufügen: 

"Die Anordnung bedarf der Schriftform." 

Begründung: 

Die aktuelle Fassung des Gesetzentwurfes sieht vor, dass die Parteien nach 
§ 650b Absatz 1 Einvernehmen über die Änderung und die infolge der Ände-
rung zu leistende Mehr- oder Mindervergütung anstreben, sofern der Besteller 
während der Erstellung Änderungen an dem Werk begehrt. Falls kein Einver-
nehmen hergestellt werden kann, räumt Absatz 2 dem Besteller ein einseitiges 
und formloses Anordnungsrecht ein. 

Aus Gründen der Beweisbarkeit und zur Rechtsklarheit sollte für das Anord-
nungsrecht die Schrift- oder Textform zwingend vorgeschrieben werden. 

Die Anordnung der Schriftform hat warnende und klarstellende Funktion und 
dient auch dem Schutz des Verbrauchers. Durch die schriftliche Form wird die-
ser vor übereilten und womöglich nicht überschaubaren wirtschaftlichen Fol-
gen einer Anordnung geschützt. 

14. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 2 Satz 4 -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist dem § 650b Absatz 2 folgender Satz anzufügen: 

"Führen die Parteien Verhandlungen über eine Einigung, gilt diese spätestens 

30 Tage nach Zugang des Angebots nach Absatz 1 Satz 2 beim Besteller als 

nicht erzielt." 

Begründung: 

Gemäß § 650b Absatz 1 BGB-E soll der Unternehmer Gelegenheit haben, vor 
einer vom Besteller begehrten Änderung seines Leistungsumfangs seine daraus 
folgenden Mehrkosten in Form eines Nachtragsangebots geltend zu machen, 
worüber die Parteien zu verhandeln haben. Die Regelung darf allerdings nicht 
dazu führen, dass das Baugeschehen durch die Verhandlungen über Gebühr 
verzögert wird. In Anlehnung an § 15a Absatz 1 Satz 2 EGZPO zum Eini-
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gungsversuch vor der Gütestelle bei Gericht sollte spätestens nach 30 Tagen 
die Verhandlungspflicht erlöschen. In diesem Fall muss dem Besteller das un-
bedingte Anordnungsrecht zustehen, damit der Fortgang der Bauleistungen 
gewährleistet ist. Ohne eine solche Limitierung der Verhandlungspflicht der 
Parteien stünde dem Unternehmer ein unverhältnismäßiges Druckmittel zur 
Durchsetzung eventuell überhöhter Nachtragsforderungen zu. 

15. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 2a -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist nach § 650b Absatz 2 folgender Absatz einzufü-

gen: 

"(2a) Die Parteien können eine andere Vereinbarung über Änderungen nach 

Absatz 1 und das Anordnungsrecht des Bestellers treffen. Wird die Vertrags-

ordnung für Bauleistungen Teil B (VOB/B) in der jeweils zum Zeitpunkt des 

Vertragsschlusses geltenden Fassung gegenüber einem Unternehmer, einer ju-

ristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen 

Sondervermögen als Allgemeine Geschäftsbedingungen verwendet, findet 

§ 307 Absatz 1 und 2 in Bezug auf eine Inhaltskontrolle von Bestimmungen 

zum Anordnungsrecht des Bestellers abweichend von § 310 Absatz 1 Satz 3 

auch dann keine Anwendung, wenn nur die Bestimmungen der VOB/B zum 

Anordnungsrecht und zur Vergütungsanpassung ohne inhaltliche Abweichun-

gen insgesamt in den Vertrag einbezogen sind." 

Begründung: 

Die Regelung entspricht der in § 650c Absatz 4 BGB-E vorgesehenen Rege-
lung zur Vergütungsanpassung. Sie ist hier entsprechend hinsichtlich des An-
ordnungsrechts erforderlich. Andernfalls wären zahlreiche AGB-rechtliche 
Auseinandersetzungen und Gerichtsprozesse um das Anordnungsrecht gemäß 
VOB/B mit der Folge unübersehbarer Baustillstände auf Baustellen der öffent-
lichen Hand zu erwarten. 

16. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 3 Satz 1a -neu-, 

 § 650c Absatz 5 Satz 1a -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist in § 650b Absatz 3 sowie in § 650c Absatz 5 jeweils 

nach Satz 1 folgender Satz einzufügen: 

"§ 404 Absatz 2 der Zivilprozessordnung findet entsprechende Anwendung." 
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Begründung: 

Zur Förderung einer einvernehmlichen Einigung zwischen den Parteien über 
die Ausführung von Änderungswünschen des Bestsellers und der dafür zu ent-
richtenden Vergütung sollte klargestellt werden, dass die Parteien in der Regel 
einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen einbinden müssen, 
bevor gerichtliche Hilfe im Wege eines Antrags auf einstweilige Verfügung in 
Anspruch genommen wird. 

17. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 3 Satz 2, 3 -neu- und 4 -neu-, 

 § 650c Absatz 5 Satz 2, 3 -neu- und 4 -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist in § 650b Absatz 3 und § 650c Absatz 5 jeweils 

der Satz 2 durch folgende Sätze zu ersetzen: 

"Der Sachverständige ist von den Vertragsparteien gemeinsam zu beauftragen. 

Die Kosten des Sachverständigen sind von beiden Vertragsparteien je zur  

Hälfte zu tragen. Bei Durchführung des Verfahrens zum Erlass der einstweili-

gen Verfügung gelten die §§ 91 bis 107 der Zivilprozessordnung entsprechend 

auch in Bezug auf die Kosten des Sachverständigen." 

Begründung: 

Vor der Beantragung einer einstweiligen Verfügung über eine Anordnung des 
Bestellers oder einen Mehrvergütungsanspruch des Unternehmers sollen die 
Parteien zunächst erneut einen Einigungsversuch unternehmen, in diesem Fall 
sachverständig beraten. Die Beauftragung des Sachverständigen muss dabei 
einvernehmlich erfolgen, um dessen Unparteilichkeit zu gewährleisten. Zudem 
müssen auch die durch die Beauftragung des Sachverständigen entstehenden 
Kosten, wenn die Parteien sie jeweils hälftig tragen sollen, von beiden gemein-
schaftlich ausgelöst werden.  

Die Kosten des Sachverständigen sind von beiden Vertragsparteien je zur Hälf-
te zu tragen. Von dieser Regelung können die Parteien einzelvertraglich und 
unter Beachtung der §§ 307 ff. BGB auch in Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen abweichen. Kommt es trotz des Einigungsversuchs zum gerichtlichen Ver-
fahren, besteht keine Veranlassung mehr, die Kosten hälftig oder nach einer 
vertraglich vereinbarten Quote zu teilen, da der Ausgang des Verfahrens deut-
lich erkennen lässt, welche Partei die Verantwortung für die Streitigkeit trägt 
und damit Anlass zu der Kostenverursachung gegeben hat. In diesem Fall sollte 
die Kostenlast hinsichtlich der Sachverständigenkosten der allgemeinen Rege-
lung zu den Prozesskosten der ZPO folgen. 



- 13 - Drucksache 123/16 (Beschluss)

18. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650b Absatz 3 Satz 3 -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist dem § 650b Absatz 3 folgender Satz anzufügen: 

"Die einstweilige Verfügung hat auf Antrag einer Partei einen Ausspruch über 

die Verpflichtung des Bestellers zur Zahlung von Abschlagszahlungen auf-

grund der angeordneten Änderung zu enthalten." 

Begründung: 

Können sich die Parteien über die Durchführung einer Änderung des Vertrages 
nicht einigen, kann ein Bedürfnis bestehen, im einstweiligen Verfügungsver-
fahren nicht allein die Zulässigkeit der Anordnung des Bestellers, sondern zu-
gleich auch die mit der Anordnung verbundene Vergütungspflicht zu klären. 
Im Interesse einer möglichst praktikablen Handhabung sollte jedoch in diesem 
Stadium keine Entscheidung über die endgültige Höhe einer Vergütungsanpas-
sung erfolgen müssen. Ausreichend und dem berechtigten Interesse des Unter-
nehmers nach Rechtssicherheit hinsichtlich seiner Liquiditätskalkulation ent-
sprechend ist ein gerichtlicher Ausspruch dazu, ob und gegebenenfalls in wel-
cher Höhe Abschlagszahlungen in Folge der Ausführung der Änderung zu leis-
ten sind (vgl. dazu § 650c Absatz 3 BGB-E). 

Durch die vorgeschlagene Regelung wird klargestellt, dass der Ausspruch über 
die Anordnung des Bestellers mit einem Ausspruch über die Verpflichtung des 
Bestellers zur Zahlung von Abschlagszahlungen verbunden werden kann, also 
insbesondere der Unternehmer durch Antrag auf Erlass einer entsprechenden 
Gegenverfügung im selben Verfahren eine gerichtliche Entscheidung darüber 
herbeiführen kann, welche Abschlagszahlungen vom Besteller geschuldet wer-
den. 

19. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650c Absatz 1 Satz 2 -neu- BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist dem § 650c Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

"Umfasst die Leistungspflicht des Unternehmers auch die Planung des Bau-

werks oder der Außenanlage, steht diesem im Fall des § 650b Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 kein Anspruch auf Vergütung für vermehrten Aufwand zu." 

Begründung: 

Gemäß § 650b Absatz 1 BGB-E soll der Unternehmer Gelegenheit haben, vor 
einer vom Besteller begehrten Änderung seines Leistungsumfangs seine daraus 
folgenden Mehrkosten in Form eines Nachtragangebots geltend zu machen, 
worüber die Parteien zu verhandeln haben. Obliegt dem Unternehmer jedoch 
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nicht nur die Ausführung der vom Besteller erstellten Planung, sondern auch 
die Erstellung der Planung selbst, so ist er zu einer mangelfreien Gesamtleis-
tung von Planung und Ausführung verpflichtet. In dem Fall, in dem der Bestel-
ler einen Mangel der Planung aufdeckt und den Unternehmer auffordert, zum 
Zweck der Erreichung eines mangelfreien Werkerfolgs (§ 650b Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 BGB-E) seine Planung und Ausführung zu ändern, kann dem Un-
ternehmer daraus kein Mehrvergütungsanspruch erwachsen, da die Planung 
und Ausführung eines mangelfreien Werks ohnehin bereits Gegenstand seiner 
vertraglichen Leistungspflichten ist. 

20. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650c Absatz 3 Satz 1 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist in § 650c Absatz 3 Satz 1 das Wort "eine" durch 

das Wort "keine" zu ersetzen. 

Begründung: 

Klarstellung des Gewollten. 

21. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650c Absatz 4 Satz 1 und 2 BGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist § 650c Absatz 4 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind nach dem Wort "Vergütungsanpassung" die Wörter "und die 

Abschlagszahlung" einzufügen. 

b) In Satz 2 sind die Wörter "zur Berechnung der Vergütungsanpassung" 

durch die Wörter "zur Vergütungsanpassung und zur Abschlagszahlung" zu 

ersetzen. 

Begründung: 

Die in der VOB/B geregelten Anordnungsrechte des Auftraggebers sind zentra-
le Vorschriften, die im Deutschen Vergabe- und Vertragsausschuss für Bauleis-
tungen zwischen Auftragnehmer- und Auftraggebervertretern einvernehmlich 
ausgehandelt und beschlossen wurden. Sie sind in Zusammenschau mit den 
dortigen Regelungen zur Vergütungsanpassung ausgewogen und haben sich 
über die Jahrzehnte bewährt. Sie sollen durch ein neues werkvertragliches 
Leitbild im BGB nicht in Frage gestellt werden. Insbesondere die Regelung des 
§ 650c Absatz 3 BGB-E, wonach der Unternehmer jedenfalls 80 Prozent der 
von ihm angebotenen Nachtragsvergütung vorläufig verlangen darf, findet sich 
nicht in der VOB/B. Ohne die hier vorgeschlagene textliche Ergänzung in Ab-
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satz 4 wären zahlreiche AGB-rechtliche Auseinandersetzungen und Gerichts-
prozesse um die Abschlagszahlung mit der Folge unübersehbarer Baustillstän-
de auf Baustellen der öffentlichen Hand zu erwarten. 

22. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§§ 650b, 650c BGB) 

Der Bundesrat gibt hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung des einseitigen 

Anordnungsrechts des Bestellers sowie der daran anknüpfenden Vergütungs-

anpassung Folgendes zu bedenken:

a) Nach seinem Wortlaut ist das Anordnungsrecht des Bestellers im Falle des 

§ 650b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BGB-E und die daran anknüpfende Ver-

gütungspflicht des Bestellers davon unabhängig, wer für die Planung des 

Werkes verantwortlich ist. Dies ist nicht sachgerecht. Erfasst werden sollten 

zusätzliche Leistungen zur Erreichung des vertraglich vereinbarten Werker-

folgs nur bei solchen Bauverträgen, die auf der Basis von Planungen des 

Bestellers oder seines Architekten abgeschlossen wurden. Hat der Besteller 

hingegen nur das Bauziel vorgegeben oder ist dem Vertragsabschluss eine 

(rein) funktionale Ausschreibung vorausgegangen, liegt die Planungsver-

antwortung ausschließlich beim Unternehmer.

b) Sowohl die Pflicht des Unternehmers, ein Angebot über die Mehr- oder 

Mindervergütung zu erstellen, als auch das Anordnungsrecht nach 

Absatz 2 sollen in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 nur beste-

hen, wenn dem Unternehmer die Ausführung "zumutbar" ist. Die Wahl die-

ses Begriffs erscheint missglückt, da nach der Gesetzesbegründung die 

Schwelle für ein Entfallen des Anordnungsrechts gerade unterhalb des all-

gemeinen Leistungsverweigerungsrechts wegen Unzumutbarkeit (§ 275 

Absatz 2 und 3 BGB) liegen soll. 

c) Anknüpfend an § 2 Absatz 3 VOB/B ist zu erwägen, ob es tatsächlich not-

wendig, praxis- und interessengerecht ist, jede auf einer Anordnung des 

Bauherrn beruhende Mengenänderung der geplanten Regelung des § 650c 

BGB-E zu unterwerfen. Für den Werkunternehmer würde dies bei der Be-

rechnung der Vergütung, die im Hinblick auf § 650e BGB-E Einfluss auf 

eine etwaige Abschlagszahlung hat, zu einem Mehraufwand führen, der in
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Anbetracht der zu erwartenden geringen Abweichung im Vergleich zum 

vereinbarten Einheitspreis nicht immer sachgerecht ist.

d) Die Aufwendungen des Unternehmers für die Erstellung eines Angebotes 

im Sinne von § 650b Absatz 1 Satz 2 BGB-E können insbesondere bei 

großen Bauvorhaben erheblich sein. Jedenfalls dann, wenn der Besteller 

von den ins Auge gefassten Änderungen Abstand nimmt, hat der Unter-

nehmer nach dem Gesetzentwurf dennoch keinen Erstattungsanspruch.   

e) Die Regelungen zum obligatorischen Einigungsversuch unter Hinzuziehung 

eines Sachverständigen in §§ 650b Absatz 3, 650c Absatz 5 BGB-E be-

schränken sich im Wesentlichen auf die Festlegung, dass die Kosten des 

Sachverständigen von beiden Vertragsparteien je zur Hälfte zu tragen sind. 

Offen bleibt demnach, 

- nach welchen Kriterien der Sachverständige auszuwählen ist; 

- wie zu verfahren ist, wenn sich die Parteien nicht auf einen Sachver-

ständigen einigen können; 

- wann die Beiziehung eines Sachverständigen entbehrlich ist; 

- inwieweit eine Partei zur Mitwirkung verpflichtet ist und welche Fol-

gen die Verletzung von entsprechenden Mitwirkungspflichten hat; 

- wann ein Einigungsversuch vor dem Sachverständigen als gescheitert 

anzusehen ist; 

- auf welcher Grundlage der Sachverständige zu vergüten ist. 

Angesichts dieser möglichen Probleme genügt es nicht, die weitere Ausge-

staltung dieses außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahrens in allen Ein-

zelheiten der Rechtsprechung zu überlassen. 

Im Übrigen kann die vorgesehene feste Kostenquote zu unangemessenen 

Ergebnissen führen, etwa für den Fall, dass der Unternehmer eine offen-

sichtlich unzumutbare Anordnung ablehnt.  

Es wird darum gebeten, die vorstehenden Ausführungen im weiteren Gesetzge-

bungsverfahren zu berücksichtigen.



- 17 - Drucksache 123/16 (Beschluss)

23. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650h BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob für 

Verbraucherbauverträge das Erfordernis der Textform gelten sollte. 

Begründung: 

Verträge über die Errichtung von neuen Gebäuden oder wesentlichen Umbau-
maßnahmen an Gebäuden sind regelmäßig von besonderer wirtschaftlicher Be-
deutung für den Verbraucher, sodass ein erhöhtes Bedürfnis nach Rechtssi-
cherheit besteht. Es wird daher angeregt, für Verbraucherbauverträge ein For-
merfordernis vorzusehen. Die Vertragsurkunde sollte dem Verbraucher zumin-
dest in Textform vorliegen. Auch Beweisschwierigkeiten über den Vertragsin-
halt könnte dadurch vorgebeugt werden. Darüber hinaus ist bereits für die Bau-
beschreibung nach § 650i BGB-E i.V.m. Artikel 249 § 1 EGBGB die Textform 
vorgesehen. Insbesondere da die Baubeschreibung regelmäßig sogar zum Ver-
tragsinhalt wird (§ 650j Absatz 1 BGB-E), erscheint es sachgerecht, den Ver-
trag nicht nur teilweise, sondern insgesamt formbedürftig zu machen. Zudem 
wäre hierdurch eine einheitliche Dokumentation und die Vollständigkeit der 
Unterlagen beim Verbraucher besser gewährleistet. 

24. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650h Absatz 1 BGB), 

Artikel 2 Nummer 3 (Artikel 249 § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EGBGB) 

a) In Artikel 1 Nummer 25 ist § 650h Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

"(1) Verbraucherbauverträge sind Bauverträge im Sinne von § 650a 

zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher." 

b) In Artikel 2 Nummer 3 ist Artikel 249 § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wie 

folgt zu fassen: 

"1. allgemeine Beschreibung des herzustellenden Bauwerks, der vorzuneh-

menden Umbauten, Instandhaltungsmaßnahmen oder sonstigen durch-

zuführenden Maßnahmen," 

Begründung: 

Es besteht ein Bedürfnis, Verbraucher bei allen Bauverträgen umfassend durch 
die ergänzenden Vorschriften der §§ 650i bis 650m BGB-E zu schützen. Ein 
Ausschluss beispielsweise von Instandhaltungsarbeiten an Gebäuden ist unter 
Verbraucherschutzgesichtspunkten nicht sachgerecht, da auch diese mit erheb-
lichen Investitionen verbunden sein können und damit die zur Erhöhung der
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Planungssicherheit und Erleichterung der Vertragsauslegung vorgesehenen Re-
gelungen Anwendung finden sollten. Hinzu kommt, dass die bereits nicht im-
mer eindeutig zu treffende Abgrenzung zwischen Bauverträgen und sonstigen  
Werkverträgen durch eine weitere Differenzierung zwischen Umbauten und 
erheblichen Umbaumaßnahmen unnötig erschwert würde. 

Die Vorschriften zur Baubeschreibung sind entsprechend anzupassen. 

25. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650i BGB), 

Artikel 2 Nummer 3 (Artikel 249 § 1, 

§ 2a - neu - EGBGB) 

a) In Artikel 1 Nummer 25 ist § 650i wie folgt zu fassen: 

"§ 650i 

Baubeschreibung und Vergütungsgrundlagen 

Der Unternehmer hat den Verbraucher über die sich aus Artikel 249 des 

Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche ergebenden Einzel-

heiten in der dort vorgesehenen Form zu unterrichten. Auf die Bauschrei-

bung kann verzichtet werden, soweit die wesentlichen Eigenschaften des 

Werks und der durchzuführenden Arbeiten in Planungsvorgaben des Ver-

brauchers oder eines von ihm Beauftragten in Textform niedergelegt sind." 

b) In Artikel 2 Nummer 3 ist Artikel 249 wie folgt zu ändern: 

aa) In § 1 sind nach dem Wort "Baubeschreibung" die Wörter "und eine 

Darstellung der Vergütungsgrundlagen" einzufügen. 

bb) Nach § 2  ist folgender § 2a einzufügen: 

"§ 2a 

Darstellung der Vergütungsgrundlagen 

Die Darstellung der Vergütungsgrundlagen muss insbesondere folgende 

der vereinbarten Vergütung zugrunde gelegten Kostenbestandteile ent-

halten: 

1. Zeitaufwand, 

2. Materialbedarf,  
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3. gegebenenfalls nach Arbeitszeit berechnete Preise,  

4. veranschlagte Materialkosten sowie 

5. gegebenenfalls von Dritten erhobene Kosten." 

Begründung: 

Die Baubeschreibung allein schafft nicht die nötige Planungs- und Kalkulati-
onssicherheit, die für beide Vertragsparteien von erheblicher Bedeutung ist. 
Vor allem mit Blick auf in der Praxis häufig vorkommende Änderungen der 
Bauausführung und Nachtragsforderungen ist es notwendig, mit Vertrags-
schluss die Vergütungsgrundlagen in Textform festzulegen. Die Darstellung 
der Vergütungsgrundlagen muss die wesentlichen Kostenbestandteile enthal-
ten, zu denen insbesondere der kalkulierte Zeitaufwand und der Materialbedarf 
sowie die dafür veranschlagten Preise zählen. 

26. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650m1-neu- BGB)  

In Artikel 1 Nummer 25 ist nach § 650m folgender § 650m1 einzufügen: 

"§ 650m1 

Schlussrechnung 

Der Unternehmer hat dem Verbraucher unverzüglich nach Fertigstellung des 

Werks eine Schlussrechnung in Textform zu übergeben. Die Schlussrechnung 

muss eine prüffähige, übersichtliche Aufstellung der durchgeführten Leistun-

gen enthalten. Die zum Nachweis von Art und Umfang der Leistung erforder-

lichen Mengenberechnungen, Zeichnungen und andere Belege sind beizufü-

gen." 

Begründung: 

Die Schlussrechnung versetzt den Verbraucher oder den von ihm beauftragten 
Architekten in die Lage, die Berechtigung der geforderten Vergütung zu über-
prüfen. Die Erstellung einer Schlussrechnung, die in § 14 VOB/B vorgesehen 
ist, soll daher für Verbraucherbauverträge gesetzlich vorgeschrieben werden. 
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27. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 650n BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob in 

§ 650n auch die Vorschrift des § 634 aufgenommen werden sollte, um Ver-

braucher vor Einschränkungen ihrer Gewährleistungsansprüche bei Mängeln 

zu schützen. 

Begründung: 

Anders als bei Kaufverträgen können die Gewährleistungsrechte beim Werk-
vertrag zum Nachteil des Verbrauchers in den Grenzen des § 639 BGB sowie 
der allgemeinen Vorschriften (§ 138 BGB, §§ 305 ff. BGB) vertraglich einge-
schränkt werden. Mit der Aufnahme von Sondervorschriften für Verbraucher-
bauverträge sollte die Gelegenheit genutzt werden, den Schutz der Verbraucher 
bei Bauwerksleistungen umfassend zu stärken. Daher wird angeregt, auch die 
Ansprüche des Verbrauchers bei Mängeln des Werks abweichungsfest auszu-
gestalten. 

28. Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob durch 

eine Aufnahme der Vorschriften der §§ 514 und 515 BGB in den Katalog des 

§ 512 BGB klargestellt werden könnte, dass von den dort enthaltenen Rege-

lungen nicht zum Nachteil des Verbrauchers abgewichen werden kann. 

Begründung: 

Durch das Gesetz zur Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie und zur 
Änderung handelsrechtlicher Vorschriften, das zum 21. März 2016 in Kraft 
trat, wurden verschiedene für Verbraucherdarlehen bestehende verbraucher-
schützende Vorschriften auf unentgeltliche Darlehensverträge bzw. Finanzie-
rungshilfen zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer erstreckt. 
Insbesondere wurde in § 514 Absatz 2 BGB ein originäres Widerrufsrecht für 
diese Verträge eingeführt. Diese Norm befindet sich allerdings außerhalb der in 
§ 512 Satz 1 BGB genannten Vorschriften, von denen nicht zum Nachteil des 
Verbrauchers abgewichen werden darf. Dies lässt den Schluss zu, dass das Wi-
derrufsrecht für unentgeltliche Darlehensverträge bzw. Finanzierungshilfen bei 
Vertragsschluss - gegebenenfalls auch mittels Allgemeiner Geschäftsbedin-
gungen - abbedungen werden könnte. In diesem Fall bestünde aber eine nicht 
nachvollziehbare Ungleichbehandlung gegenüber anderen, üblicherweise nicht 
abdingbaren Widerrufsrechten (z. B. § 495 Absatz 1 BGB für Verbraucherdar-
lehen). Die Schutzwirkung des Widerrufsrechts könnte dabei umgangen wer-
den. 
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Es wird daher angeregt, den vorliegenden Gesetzentwurf zum Anlass zu neh-
men, mögliche Schutzlücken hinsichtlich der Abdingbarkeit der verbraucher-
schützender Vorschriften zu schließen. 

29. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob eine 

Entkoppelung der beiden Regelungskomplexe der kaufrechtlichen Mängelhaf-

tung und der Reform des Bauvertragsrechts erforderlich ist, um sicherzustel-

len, dass die sogennante "Haftungsfalle" bezüglich der Ein- und Ausbaukosten 

bei mangelhaften Baumaterialien noch in dieser Legislaturperiode beseitigt 

wird. 

Begründung: 

Der Koalitionsvertrag zwischen der CDU, CSU und SPD für die 18. Legisla-
turperiode führt aus: 

"Im Gewährleistungsrecht wollen wir dafür sorgen, dass Handwerker und an-
dere Unternehmer nicht pauschal auf den Folgekosten von Produktmängeln sit-
zen bleiben, die der Lieferant oder Hersteller zu verantworten hat." 

Eine Umsetzung noch in dieser Legislaturperiode sollte daher prioritäres An-
liegen im Hinblick auf den vorliegenden Gesetzentwurf sein. Gegen die Rege-
lungsbestandteile, die die Reform des Bauvertragsrechts betreffen, wurden bis-
her vielfältige Einwände vorgebracht, die eine Verzögerung des Gesetzge-
bungsvorhabens insgesamt befürchten lassen. Sollte die Verbindung der Rege-
lungen zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelgewährleistung mit der Re-
form des Bauvertragsrechts einer zeitnahen Umsetzung innerhalb der laufenden 
Legislaturperiode entgegenstehen, sollte eine Trennung der beiden Komplexe 
erwogen werden. 


